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Liebe Leserinnen und Leser!

Dem Menschen an unserer Seite gilt 
es die gleiche Aufmerksamkeit, den 
gleichen Respekt, ja die gleiche Ach­
tung entgegen zu bringen, wie wir es 
wünschen, das es auch mit uns ge­
schieht. Nichts geschieht jedoch im 
Selbstlauf; niemand trägt uns unsere 
Rechte hinterher. Wir erwerben sie 
nur im eigenen Tätigwerden. So 
wurde uns die Freiheit von heute 
auch nicht geschenkt, sondern im ak­
tiven Denken und Handeln vieler oft­
mals namenloser Menschen an unse­
rer Seite - Gott sei Dank! in ein­
drucksvoll friedfertiger Weise - er­
rungen. Wir alle haben sie für jeden 
Einzelnen, so auch für Sie und mich, 
erstritten.

Ich erinnere mich gut, daß unter 
jenen, die in den Straßen von Leipzig 
und Berlin für die Menschenrechte 
demonstrierten, auch viele Behin­
derte waren. Heute nun haben wir 
alle die Freiheit des Denkens und der 
eigenen schöpferischen Tat, heute 
können wir für uns - und für unsere 
Nächsten - auch die Rechte durch­
setzen, die die Entfaltung der indivi­
duellen Persönlichkeit sichern. Dazu 
zähle ich auch das Recht auf ein 
menschenwürdiges Leben eines je­
den Menschen einschließlich der Be­
hinderten. In der „Erfolgspropa­
ganda" der vergangenen Jahre wur­
den diese Menschen oftmals verges­
sen. Sie wurden teilweise ignoriert, 
durften nicht dasein, weil sie das Bild

Dr. Sabine 
Bergmann-Pohl
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2 LIEBE LESERINNEN UND LESER!

vom heilen Sozialismus störten, das 
zur Untermauerung der eigenen 
Macht in die Welt gesetzt wurde.

Wenn wir heute davon sprechen, 
daß wir in Recht und Freiheit leben, 
dürfen wir nicht in den gleichen Feh­
ler verfallen wie in der Vergangen­
heit und dabei die Behinderten ver­
gessen. Ihr Schicksal gilt es immer 
vor Augen zu haben; sie dürfen nicht 
ignoriert, nicht an den Rand der Ge­
sellschaft gedrückt werden. Aus die­
sem Grunde habe ich mich immer, 
aber auch gerade in meiner jetzigen 
gesellschaftlich verantwortungsvol­
len Tätigkeit veranlaßt gefühlt, mich 
für die Menschen an meiner Seite, 
die durch das Schicksal behindert 
wurden, einzusetzen. Aus diesem 
Grunde möchte ich an ihrer Seite 
stehend für ein menschenwürdiges 
Leben aller wirken.

Ich sehe dieses mein Wirken als 
ein selbstverständliches Handeln, 

das aber auch Ihr Mitwirken einbe­
zieht. Hilfe zum selbständigen Han­
deln sollte unser gemeinsames Motiv 
sein, mit dem wir auch dem behin­
derten Menschen an unserer Seite 
begegnen.

Ich wünsche der Redaktion „DIE 
STÜTZE" den wohl besten journalisti­
schen Erfolg: Zufriedene und aktiv im 
redaktionellen Alltag mitwirkende Le­
ser!

[c-Ikw, ___

*

Die Präsidentin der Volkskammer der 
DDR, Frau Dr. Sabine Bergmann- 
Pohl, übernahm beim Gründungs­
kongreß die Schirmherrschaft über 
den Behindertenverband der DDR 
e.V.
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Informationen über Bundesrecht
Regelungen im Bereich von Arbeit und Soziales

Die folgenden Ausführungen dienen als Information und sind zum einen (Ka­
pitel 1-3) der Zeitschrift „Selbsthilfe" der Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe 
für Behinderte 6/1988, zum anderen (Kapitel 4-8) den DST-Beiträgen zur 
Kommunalpolitik, Reihe A, Heft 9 „Für eine starke kommunale Selbstverwal­
tung!, Informationsschrift für die Städte in der DDR", Deutscher Städtetag, 
Köln 1990, entnommen. Sie müssen nicht den in der nächsten Zeit gültigen 
Regelungen auf dem Gebiet der DDR entsprechen. Auskünfte über diese zu 
erlangen, war der Redaktion, trotz intensiver Bemühung beim Ministerium für 
Arbeit und Soziales, bisher jedoch nicht möglich. Wir streben aber an, in ei­
ner der nächsten Ausgaben der STÜTZE umfassende Informationen über die 
dann geltenden gesetzlichen Regelungen für Schwerbehinderte zu geben.

Kündigungsschutz auch 
für Auszubildende
Das Bundesarbeitsgericht hat ent­
schieden, daß der Schutz des 
Schwerbehindertengesetzes auch 
für Auszubildende besteht. Insbeson­
dere genießen sie den Kündigungs­
schutz des Schwerbehindertengeset­
zes. Deswegen darf einem Schwer­
behinderten Auszubildenden nur ge­
kündigt werden, wenn die vorherige 
Zustimmung der Hauptfürsorgestelle 
zur Kündigung erteilt ist.

(Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
— 2 AZR 385/87, in: Rheinische Post 
vom 6. 4. 1988)

Änderung in der Sozialhilfe
Ab 1. Juli 1988 sind Pflegegeld und 
Regelsätze erhöht worden. Auch die 
Einkommensgrenzen für die Hilfen in 
besonderen Lebenslagen sind ange­
hoben worden.
1. Das einfache pauschale Pflege­
geld (§69, 4, Satz 1 des Bundesso­
zialhilfegesetzes) beträgt DM 308,-

(bisher DM 299,-). Das Pflegegeld 
für Schwerstbehinderte (§69, 4,
Satz 2 des BSHG) beträgt DM 836,- 
(bisher DM 812,-).
2. Der Grundbetrag für die allge­
meine Einkommensgrenze (§79, 1, 
Ziffer 1 BSHG) beträgt DM 810,- 
(bisher DM 786,-). Der Grundbetrag 
für die besondere Einkommens­
grenze (§81, 1 BSHG) beträgt
DM 1 214,- (bisher DM 1 179,-). Der 
Grundbetrag für die besondere Ein­
kommensgrenze für Blindengeld und 
Pflegegeld für Schwerstbehinderte 
(§81, 2 BSHG) beträgt DM 2 429,- 
(bisher DM 2 358,-).

(Nachrichtendienst des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge 10/88)

Aufklärungspflicht des 
Sozialamtes über Pflegegeld
Ist mit einer ständigen Verschlechte­
rung des Pflegezustandes des Hilfe­
suchenden zu rechnen, muß der So­
zialhilfeträger in angemessenen Zeit­
abständen prüfen, ob das bewilligte
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Pflegegeld angehoben werden muß. 
Auf einen Antrag des Pflegebedürfti­
gen oder der Pflegeperson kommt es 
nicht an. Nach §5 BSHG muß der 
Sozialhilfeträger Hilfe leisten, wenn 
er von einem Hilfefall Kenntnis hat. 
Diese Kenntnis muß sich der Träger 
der Sozialhilfe im Rahmen seiner 
Aufklärungspflicht selbst verschaf­
fen, wenn er den Hilfeempfänger be­
reits erfaßt hat und ihm bekannt ist, 
daß eine ständige Verschlechterung 
des Gesundheitszustandes zu erwar­
ten ist.

Aus diesem Urteil kann gefolgert 
werden, daß der Sozialhilfeträger 
auch bei einer Befristung des Pflege­
geldes von sich aus die erforderli­
chen Auskünfte vom Hilfeempfänger 
einholen muß, ob weiterhin Hilfebe­
dürftigkeit vorliegt.

(Urteil des Oberverwaltungsge­
richts Lüneburg vom 12. 3. 1986, in: 
Rechtsdienst der Lebenshilfe 1/88 
vom 1. 3. 1988)

Die kommunalen Aufgaben
Fast ein Viertel des gesamten kom­
munalen Haushaltsvolumens werden 
im Durchschnitt aller Gemeinden für 
Aufgaben im Jugend- und Sozialbe­
reich beansprucht. Die sozialen Auf­
gaben sind damit vom Finanzumfang 
her der gewichtigste Aufgabenbe­
reich der Kommunalverwaltung.

„Freie Träger"
Ein Teil der Aufgaben im sozialen Be­
reich, einschließlich der Jugendhilfe 
und des Gesundheitswesens, wird 
nicht allein von den Städten, Kreisen 
und Gemeinden, sondern von „freien 
Trägern" wahrgenommen ... z. B. von 

Gruppierungen, die ihre Basis in ei­
nem gemeinsamen gesellschaftli­
chen Engagement ihrer Mitglieder 
finden. Zu den wichtigsten Verbän­
den, die in der „Bundesarbeitsge­
meinschaft der freien Wohlfahrts­
pflege" zusammengefaßt sind, gehö­
ren: Arbeiterwohlfahrt, Deutscher 
Caritasverband, Diakonisches Werk 
der Evangelischen Kirche, Deutscher 
Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
Deutsches Rotes Kreuz und Zentral­
wohlfahrtsstelle der Juden in 
Deutschland. Außerdem gibt es eine 
Vielzahl weiterer (Selbsthilfe-) Orga­
nisationen wie etwa die Behinderten- 
und Hinterbliebenenverbände. Die 
Verbände der freien Wohlfahrts­
pflege in der Bundesrepublik 
Deutschland betreiben z. B. ... neun­
zig Prozent der Behindertenwerkstät­
ten. ... Die Selbständigkeit der freien 
Träger in Zielsetzung und Durchfüh­
rung ihrer Aufgaben wird garan­
tiert. ...

Sozialhilfe
Innerhalb-des Sozialetats werden die 
meisten Mittel für die Sozialhilfe Ge­
nötigt. Die Sozialhilfe ist neben So­
zialversicherung und Arbeitslosen­
versicherung ein Teil des Soziallei­
stungssystems der BRD. Sie wird im 
Prinzip dann gewährt, wenn weder 
eigenes Einkommen oder Vermögen 
oder Unterhalt Dritter, noch ander­
weitig staatliche Leistungen dem Ein­
zelnen die Führung eines menschen­
würdigen Lebens ermöglichen. ... 
Seit 1961 ist die Sozialhilfe im Bun­
dessozialhilfegesetz (BSHG) gere­
gelt. ... Die Sozialhilfe ist aufgeglie- 
dert in Hilfe zum Lebensunterhalt
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(Ernährung, Kleidung, Wohnung, 
persönliche Bedürfnisse) und Hilfe in 
besonderen Lebenslagen (z. B. Kran­
kenhilfe, Eingliederungshilfe für Be­
hinderte, Hilfe zur Pflege, Altenhilfe, 
Hilfe zur Überwindung besonderer 
sozialer Schwierigkeiten). Der Sozial­
hilfeanspruch richtet sich in der Re­
gel an die Stadt oder den Kreis, wo 
sich der Hilfesuchende aufhält.

Sozialamt
Innerhalb der Kommunalverwaltung 
ist das Sozialamt für die Aufgabener­
füllung zuständig. Es nimmt die An­
träge auf Sozialhilfe entgegen, ermit­
telt auch selbst die Hilfebedürftig­
keit, zahlt die Hilfe zum Lebensunter­
halt aus, berät und informiert die 
Hilfsbedürftigen. Darüber hinaus un­
terhalten die Städte und Gemeinden 
neben anderen Organisationen ... ei­
gene Dienste und Einrichtungen. 
Hierzu zählen etwa die Familienfür­
sorge, die Behindertenberatung, die 
Suchtberatung, Alteneinrichtungen 
und Behindertenwerkstätten. ...

Sozialstationen
Besondere Leistungen erbringen die 
freien Träger bei der Unterhaltung 
von Sozialstationen. Darunter ver­
steht man die Bündelung ambulanter 
sozialpflegerischer Dienste (Kran­
kenpflege, Haus- und Familien­
pflege, Altenpflege) in einer gemein­
samen Anlauf- und Vermittlungs­
stelle. Eine Vielzahl von Hilfebedürfti­
gen lebt zu Hause, insbesondere äl­
tere Menschen. Die Sozialstation er­
möglicht dem Hilfe- oder Pflegebe­
dürftigen, in seiner Wohnung zu blei­
ben. Die Heimaufnahme wird hinaus­

gezögert oder entbehrlich. Die Mitar­
beiter der Sozialstationen (Kranken­
pfleger, Altenpfleger, Familienpfle­
ger, Pflegehilfskräfte, Zivildienstlei­
stende usw.) tragen wesentlich dazu 
bei, daß die Hilfe- und Pflegebedürf­
tigen ihre Selbständigkeit soweit wie 
möglich behalten.

In die Arbeit der Sozialstation wer­
den daher auch andere Dienste wie 
Mahlzeitendienste, Gemeindepflege­
dienste, psycho-soziale Dienste inte­
griert. Nachbarschafts- und ehren­
amtliche Hilfen sowie insbesondere 
die Mithilfe der Familie werden 
durch sie unterstützt und aktiviert. 
Die Finanzmittel für die Sozialstatio­
nen werden durch Eigenleistungen 
der Träger der Sozialstationen, durch 
die Kommunen, Krankenkassen und 
Beiträge der Benutzer aufgebracht. 
In den meisten Ländern werden die 
Sozialstationen auch aus Landesmit­
teln gefördert.

Zusammengestellt von 
Regina Reichert.
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Bildung für alle - aber wie?
APW weiß keinen rechten Rat

Verständnis und Unterstützung wur­
den uns zugesichert, als wir Ende 
April mit Mitarbeitern der Arbeits­
stelle für Sonderpädagogik der Aka­
demie der Pädagogischen Wissen­
schaften über unser ureigenstes 
Thema, Bildung für alle, sprachen. Es 
zeigte sich jedoch in dem gut zwei­
stündigen Meinungsaustausch, daß 
bei den Pädagogikwissenschaftlern 
zwar Interesse am Verändern her­
kömmlicher Bildungsformen besteht, 
daß aber weder feste Vorstellungen 
vom Wie-Machen noch vom Wie- 
Durchsetzen existieren. Man berief 
sich vor allem darauf, nur beratende 
und begleitende Funktionen zu ha­
ben.

Der Chef der Abteilung, Dr. Hoyer, 
schätzte ein, daß man an der APW 
bisher zu stark auf Korrektiverzie­
hung bei Menschen mit Behinderun­
gen orientiert habe. Nun müsse man 
in der Forschung, vor allem auch im 
Hinblick auf marktwirtschaftliche Er­
fordernisse, stärker in Richtung So­
zialpädagogik wirken. Auch könne er 
sich vorstellen, wieder C-Zweige in 
den Hilfsschulen zu installieren, 
überhaupt müsse man viel stärker 
die individuellen Eigenheiten eines 
jeden Kindes beachten.

Wachen Interesses nahm man die 
von uns drei Bildung-für-alle-Vertre- 
tern vorgetragenen Plädoyers für die 
Integration aller Menschen mit Be­
hinderungen in die Gesellschaft auf, 
und zwar vom Kleinstkindhalter an. 
Zwar war auch seitens der Wissen­

schaftler mehrfach von Integration 
die Rede - auch ein uns übergebe­
nes 19seitiges, verklausuliert ge­
schriebenes Papier beschäftigt sich 
mit Integration -, als geistiger An­
satzpunkt erweist sich jedoch zu­
meist die alte Frage: Sind die Men­
schen mit Behinderungen integra­
tionsfähig? So reicht denn auch das 
Vorstellungsvermögen der meisten 
Sonderschulexperten nur so weit, 
gemeinsames Lernen von sinnes- 
und körpergeschädigten mit „gesun­
den" Kindern zu akzeptieren.

Unsere Hauptforderungen, Inte­
gration ist unteilbar - auch geistig 
behinderte Menschen gehören zur 
Gesellschaft -, nicht die Kinder, die 
Einrichtungen müssen integrations­
fähig sein, und die Eltefn müssen 
entscheiden können, ob sie ihr Kind 
in einer Sonder- oder in einer Regel­
einrichtung betreuen lassen, wurden 
jedoch als kaum realisierbare Traum­
visionen gewertet.

Gegenargumente von uns: Ohne 
Visionen und kühne Träume wird 
man kaum etwas ändern; wenn man 
am Start nur kleine Schritte einplant, 
ist es kaum möglich, einen langen 
und sicher auch steinigen Weg anzu­
gehen.

Ulrike Schröder
AG Bildung für alle
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Sofortprogramm
Beschluß des Vorstands im Auftrag des Gründungskongresses

Der Gründungskongreß des Behin 
dertenverbandes der DDR beauf­
tragte den Vorstand, ein Sofortpro­
gramm zu beschließen.

Das Sofortprogramm fixiert drei 
Schwerpunkte:
• Sicherung des Rechts auf Arbeit,
• Bildung und Erziehung als wirkli­
che Chance für alle Kinder,
• würdiges Wohnen der Menschen 
mit Behinderungen und ihrer Ange­
hörigen.

1. Das Recht auf Arbeit der Men­
schen mit Behinderungen und ihrer 
Angehörigen ist durch Staat und Ge­
sellschaft zu gewährleisten. Daher 
fordern wir:

1.1. Die Einhaltung der Gesetzlich­
keit durch die zuständigen staatli­
chen Organe.

1.2. Verletzungen des Arbeits­
rechts strikt und schnell zu ahnden 
und ungesetzliche Beeinträchtigun­
gen der Betroffenen sofort rückgän­
gig zu machen.

1.3. Zukunftsorientierte Konzeptio­
nen zur geschützten Arbeit zu ent­
wickeln und zu verwirklichen.

1.4. Berufsbildung und Berufsför­
derung durch öffentliche Träger und 
Unternehmer flächendeckend zu ent­
wickeln.

2. Bildung und Erziehung waren 
bisher nicht allen Menschen mit Be­
hinderungen zugänglich.

Daher fordern wir:
2.1. Bildungsrecht für alle Kinder, 

auch für die bisher ausgeschlosse­
nen geistig Behinderten.

2.2. Rehabilitationspädagogische 
Einrichtungen dürfen nicht mehr der 
Aussonderung dienen.

2.3. Eine von der Ausgangssitua­
tion und der individuellen Perspek­
tive bestimmte Aufnahme von Men­
schen mit Behinderungen in Regel­
schulen.

2.4. Lebensbegleitende Maßnah­
men der Rehabilitation in jedem Le­
bensalter.

3. Würdiges Wohnen von Men­
schen mit Behinderungen gemein­
sam mit ihren Angehörigen war bis­
her meist Ergebnis zähen Kampfes 
mit Widerständen und nicht Selbst­
verständlichkeit.

Daher fordern wir:
3.1. Keine lebenslängliche Unter­

bringung von Menschen mit Behin­
derungen in Alters /Pflegeheimen.

3.2. Gewährleistung des Wohn­
rechts in den Familien dort, wo Be­
hinderte und Angehörige das wollen 
und nach eigenem Ermessen kön­
nen.

3.3. Gestaltung behindertenge­
rechter Wohnungen und einer ent­
sprechenden Wohnumwelt.

3.4. Gewährleistung der erforderli­
chen Bedingungen für Kommunika­
tion und Teilnahme der Menschen 
mit Behinderungen am gesellschaftli­
chen Leben (Telefonvergabe, Zugän­
gigkeit öffentlicher Gebäude etc.).

Der Behindertenverband der DDR 
leistet zur Erfüllung dieser Forderun­
gen einen eigenständigen Beitrag.
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Zeit für die Basis haben
Über die Arbeit der Hauptgeschäftsstelle

Wer die Räume am Köllnischen 
Park 3 in Berlin betritt, wird eine et­
was chaotisch anmutende At­
mosphäre vorfinden. Die seit dem 
1. Juni nun fast vollständige haupt­
amtliche Mannschaft um den Haupt­
geschäftsführer arbeitet auf vollen 
Touren. Wir sind fünf an der Zahl und 
bemühen uns, den Berg an Post, An­
fragen, Bitten und berechtigten For­
derungen abzutragen, der sich täg­
lich noch erhöht.

Im Grunde freuen wir uns über 
diese rege Geschäftigkeit. Sie ist ein 
Beweis, daß dem Verband Stärke zu­
getraut wird. Auch ein Zeichen des 
Vertrauens ist dieses Herantragen 
von individuellen Nöten und Proble­
men. Doch wird diese Freude ge­
schmälert. Es sind die täglichen, ak­
tuellen Notwendigkeiten, auf die wir 
reagieren müssen, die uns die Arbeit 
erschweren. So bleibt der Berg ein 
Berg und unsere eigentliche Auf­
gabe, als Informations- und Koordi­
nierungszentrum des Verbandes 
wirksam zu werden, ist auf kraftrau­
bende Sofortmaßnahmen eingeengt. 
Diese beinhalten oft die Reaktion auf 
aktuelle politische Erscheinungen, 
die den Verband betreffen. Wir ha­
ben in kürzester Zeit lernen müssen, 
unser Leben vom Terminkalender be­
stimmen zu lassen.

Wie bereits aus den Bezirken, 
Kreisen und Orten kritisch bemän­
gelt, ist der Informationsfluß zwi­
schen den Gremien und der Basis 
nicht nur zähflüssig, sondern unzu­

reichend und lückenhaft. Das macht 
nicht nur die Freunde an der Basis 
unzufrieden, sondern auch uns. Und 
weil dadurch die nicht abgearbeite­
ten Probleme neue schaffen, an die­
ser Stelle dieser Artikel.

Wie wir die anstehenden Probleme 
lösen können, ist uns oft nur sche­
menhaft bewußt. Das, um Mißver­
ständnissen vorzubauen, ist nicht auf 
uns zurückzuführen, sondern unter­
liegt, wie so vieles in unserem Land, 
den Wandlungen und marktwirt­
schaftlichen Veränderungen.

Um Stärke zu beweisen, Stabilität 
zu erzielen, bedarf es der konkreten 
Unterstützung der Basis, wie den 
Orts-, Kreis- und Bezirksverbänden. 
So wie von der Hauptgeschäftsstelle 
Unterstützung gefordert wird, so 
kann auch solches umgekehrt von 
der Basis mit wirksamen Mitteln er­
folgen. Am Beispiel der eingegange­
nen Post ist das zu verdeutlichen. 
Die großen und schwerwiegenden in­
dividuellen Probleme, die Forderun­
gen nach geeigneten Unterstützun­
gen durch den Verband müssen 
nicht unbedingt an die Hauptge­
schäftsstelle gerichtet werden. Sie 
können in den Orts-, Kreis- und Be­
zirksgeschäftsstellen bereits ange­
hört werden. Dadurch könnte die 
Hauptgeschäftsstelle weitestgehend 
entlastet und ein Informationsfluß in 
Gang gesetzt werden, der dem Anlie­
gen und den Aufgaben der Hauptge­
schäftsstelle entspricht, nämlich mit 
den Bezirks-, Kreis- und Ortsverbän-
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den in einen allseitig nützlichen di­
rekten Kontakt zu treten. Dieser un­
mittelbare Austausch führt dann 
auch dazu, die Verbandstätigkeit zu 
beleben und zu vertiefen und dem 
Vorstand Entscheidungen zu ermög­
lichen, die konkret und direkt erfol­
gen können. Was wir jetzt tun, die 
Aufarbeitung der individuellen Post 
mit der uns oftmals erschütternden 
Schwere der Problemstellungen 
könnte dann zugunsten der schnel­
len Lösung vor Ort wegfallen.

Wir geben zu bedenken: *
Unser Verband ist erst etwas über 

ein Vierteljahr tätig. Mehr als vierzig 
Jahre der bepflegten und bevormun­
deten Duldung, der fehlenden Wah­
rung der Interessen der Menschen 
mit Behinderungen und der, trotz al­
ler gesetzlichen Varianten, ausge­
bliebenen Hilfestellung durch den 
Staat kann dieser Verband nicht in 
der Kürze der Zeit aufgeholt und ver­
bessert haben. Schon gar nicht unter 
den Bedingungen der veränderten 
politischen Situation, die täglich mit 
neuen Schwierigkeiten aufwartet.

Wir wollen die allseitige gesell­
schaftliche Integration, die gesetzli­
che Verankerung der Forderungen 
und Interessen der Menschen mit 
Behinderungen, wir wollen ihre 
gleichrangige Partnerschaft in allen 
Bereichen des Lebens. Diese berech­
tigten Forderungen müssen jedoch 
nachhaltig und nachdrücklich er­
kämpft werden. Wenn jedoch die Ar­
beit der Hauptgeschäftsstelle sich 
darauf konzentrieren muß, den Berg 
der individuellen Post abzuarbeiten, 
bleibt kaum Zeit für basisorientierte 
Tätigkeit. Hierauf möchten wir uns 

konzentrieren. Darum habt Verständ­
nis dafür, daß wir die eingehende 
Post an die Bezirke bzw. Kreise wei­
terleiten und von dort die Antwort 
kommt. Auch die für die themati­
schen Arbeitsgruppen verantwortli­
chen Vorstandsmitglieder sowie die 
jeweiligen Vertreter, der künftigen 
Bundesländer im Vorstand werden 
nunmehr stärker an der Erarbeitung 
von Lösungen vor Ort mitwirken.

In diesem Sinne für euer Vertrauen 
und Verständnis dankend

Klaus Hammerlik

Anmerkung der Redaktion
Verwundert über die vom Haupt­

geschäftsführer Klaus Ham­
merlik im obigen Artikel geäußerte 
Meinung, stellen wir fest: Wir wün­
schen uns weiterhin viel Post — und 
zwar direkte vom Mitglied, ohne vor­
her irgendwelche Instanzen zu be­
rücksichtigen. Gerade über diese un­
serer Meinung nach behindertentypi­
sche Form der Kommunikation kön­
nen wir am besten ins Gespräch 
kommen und unsere Aufgaben mit­
einander abstimmen. Also schreibt 
weiter, seid nicht böse, wenn Ihr 
nicht umgehend Antwort bekommt, 
doch auch das soll sich schnell än­
dern, obwohl wir nie fünf hauptamtli­
che Mitarbeiter haben werden ...
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Probleme mit den Spenden
Ein Kapitel der Mißverständnisse

Als bereits vor dem Gründungskon­
greß und während dessen Beratun­
gen über die Spende des bundes­
deutschen Arbeitsministers Norbert 
Blüm sowie über Spenden von Par­
teien und Organisationen debattiert 
wurde, gab es kontroverse Auseinan­
dersetzungen, die sich bis zum heuti­
gen Tag nicht verringert haben. Aus 
diesem Grund sei an dieser Stelle 
noch einmal das Thema aufgegrif­
fen.

Bei der bundesdeutschen Spende 
handelt es sich um projektbezogene 
materielle Zuwendungen in Form von 
Kinderrollstühlen, Hebezeugen für 
Behinderte, also technische Hilfsmit­
tel, sowie um behindertengerechte 
Fahrzeuge. Berechtigte Forderungen 
werden deshalb immer wieder an 
den Präsidenten und die Hauptge­
schäftsstelle des Behindertenverban­
des gestellt. Es sei deshalb von ihr 
folgendes erklärt:

Nach zähen Verhandlungen im Mi­
nisterium für Gesundheit, bei denen 
Vertreter der Bundesregierung anwe­
send waren, ergab sich, daß die bun­
desdeutsche Spende mehrseitigen 
Charakter hat. Zum einen gilt sie Ein­
richtungen wie Charitas, Diakoni­
sches Werk, Reha-Zentren und Kör­
perbehindertenschulen, zum ande­
ren Organisationen und Verbänden 
wie dem DRK, dem Arbeiter-Samari- 
ter-Bund, der Johanniter-Unfall- 
Hilfe, der Lebenshilfe e.V. und dem 
Behindertenverband. Von den be­
reits auf dem Gründungskongreß an­

gekündigten Fahrzeugen ist bisher 
weder eine Auslieferung erfolgt, 
noch in irgendeiner Form eine kon­
krete Terminfestlegung getroffen 
worden. Nach dem Ergebnis der Ver­
handlung vom 8. Juni 1990 ergibt 
sich eine Möglichkeit, die für den Be­
hindertenverband vorgesehenen 
Fahrzeuge zu bekommen, vorausge­
setzt, der Verhandlungspartner in 
der Bundesregierung meldet keine 
erneuten Einwände hinsichtlich der 
angeblich nicht gewährleisteten wirt­
schaftlichen Auslastung der Fahr­
zeuge im Behindertenverband an.

Über die Verwendung der anderen 
eingegangenen Spenden hat der 
Vorstand auf dem Gründungskon­
greß eine eindeutige und klare Airs­
sage getroffen. Es sollte Verständnis 
dafür geben, daß die dem Verband 
zugesprochenen Spenden auch den 
Verbandsmitgliedern, d. h., den Be­
zirks-, Kreis- und Ortsverbänden, so­
wie den behinderungsspezifischen 
DDR-weiten Verbänden, die ihre Mit­
gliedschaft im Dachverband schrift­
lich bekundet haben, zugute kom­
men. Hierbei, so der Beschluß des 
Vorstandes, sind es vorrangig pro­
jektbezogene Anträge, die aus Mit­
teln der Spenden finanziert werden. 
Dem Beschluß des Vorstandes fol­
gend, werden deshalb keine individu­
ellen Projekte durch Spenden unter­
stützt, es sei denn, es liegen dem 
Vorstand schwerwiegende und alar­
mierende Anträge vor.

Klaus Hammer'ik
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Integration in Bernau
Diskussion zu Bildungskonzepten

Ein Mammutprogramm mit Verant­
wortlichen regelte am 23. Mai die we­
sentlichen Grundlagen und besei­
tigte Mißverständnisse. Nachmittags 
trafen sich interessierte Kindergärt­
nerinnen aus Bernau und Zepernick.

Unsere Arbeitsgruppe Integration 
gab einen Überblick über die Berliner 
Integrationsmodelle, die auch erst 
ab September realisiert werden. Es 
wurden verschiedene Modelle und 
Möglichkeiten vorgestellt, aber auch 
über Voraussetzungen, die unbe­
dingt notwendig sind, diskutiert.

In vier Einrichtungen der Stadt 
wurde unsere Umfrage gestartet, er­
ste Ergebnisse lagen vor und boten 
eine interessante Arbeitsgrundlage 
(400 Fragebögen).

Die Frage „Haben Sie schon ein­
mal darüber nachgedacht, daß es be­
hinderte Menschen gibt?" wurde fast 
WOprozentig mit ja beantwortet. 
„Würden Sie es befürworten, wenn 
behinderte und nichtbehinderte Kin­
der miteinander spielen und lernen", 
wurde zu 90 Prozent mit ja beantwor­
tet. In Berlin waren die Ergebnisse 
ähnlich. Unsere Umfrage geht wei­
ter.

Jede Kindereinrichtung hat andere 
Bedingungen, die beachtet werden 
müssen. Offen und verständnisvoll 
waren alle Beteiligten dieses Tref­
fens, und es gab auch gleich kon­
krete Angebote z. B. vom Kindergar­
ten Lohmühlenstraße, aber auch aus 
anderen Gemeinden.

Abends wurde es dann noch kon­

kreter, es ging um unser Integra­
tionsmodell Kindergarten Am Anger­
gang. Hier trafen sich unsere Selbst­
hilfegruppe, Kindergärtnerinnen der 
Einrichtung, unsere Vorschulreferen­
tin Frau Prengel (die sehr aufge­
schlossen der gesamten Problematik 
gegenüber steht und bisher kon­
struktiv und unbürokratisch mitarbei­
tete) und andere Verantwortliche wie 
Frau Richter, Frau Dr. Schmidt und 
interessierte Mütter.

Es geht hier um fünf bis sechs Kin­
der, drei wurden hier konkret be­
nannt, die in diesem Einzugsgebiet 
wohnen und behutsam eingelebt 
werden müssen, weil sie bisher keine 
Einrichtung besuchten. Lobend zu er­
wähnen ist auch die Körperbehinder­
tenschule Börnicke, wo jetzt ein 
Kind, das sechs Jahre zu Hause war, 
eingewöhnt wird. Es sind Anfänge. 
Wir wollen keine Almosen und kein 
Mitleid, sondern praktische Integra­
tion und ein menschenwürdigeres 
Leben.

Als Kontaktstelle für Integration ist 
der Kindergarten Angergang zur wei­
teren Auskunft und Hilfe bereit: Ber­
nau 55 84.

Unsere Elterngruppe bleibt dran 
bei der Realisierung dieser Modelle 
und Projekte.

Behindertenverband Bernau 
Sabine Jaeger/Markus Obstück
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Berlin-Brandenburg

Ein Leben voller Unsicherheit
Gründung der Multiple-Sklerose-Gesellschaft
Vertreter von Selbsthilfegruppen aus 
Frankfurt, Cottbus, Potsdam und Ber­
lin trafen sich kürzlich in Köpenick, 
um einen Verband für das Land Ber­
lin-Brandenburg zu gründen, der die 
Interessen der an Multiple Sklerose 
Erkrankten vertreten soll. MS ist eine 
Krankheit mit tausendundeinem Ge­
sicht, jedoch kein Märchen, sondern 
bittere Realität für viele Menschen. 
Für die Ursachen dieser Krankheit 
gibt es bisher kaum schlüssige Be­
weise, so daß bisher auch keine Hei­
lung möglich ist. Die Betroffenen 
aber wollen mit ihrer Krankheit 
gleichberechtigt in der Gesellschaft 
leben und ihr Schicksal selbst mitbe- 
stimmen.

Dieses erklärte Ziel spiegelt sich 
auch in der Satzung des Verbandes 
wider, in der es heißt: „MS-Erkrankte 
sind nicht nur passiv leidende, son­
dern entsprechend ihren Möglichkei­
ten aktive Mitgestalter ihres eigenen 
Lebens. Der Verband läßt sich davon 
leiten, daß nur eine behindertenge­
rechte Gesellschaft eine menschli­
che Gesellschaft ist." Dieser Grund­
satz zieht sich dann wie ein roter Fa­
den durch die Satzung, in der veran­
kert wird, daß die an MS erkrankten 
Mitglieder in allen Organen des Ver­
bandes mit Sitz und der ausschlag­
gebenden Stimme vertreten sind.

Verbandes sollen im Interesse der 
Betroffenen für Forschung und Be­
treuung eingesetzt werden. Überein­
stimmung herrschte auch bei der 
Frage zur Stellung des MS-Verban- 
des zum Behindertenverband der 
DDR. Warum sollte man auch die 
Kräfte zersplittern? Viele Probleme 
der Behinderten sind identisch und 
in der Gemeinschaft des Behinder­
tenverbandes wirksamer zu lösen. 
Die „DMSG der DDR Berlin-Branden­
burg e.V.", so der vollständige Name 
des Verbandes, soll sich den spezifi­
schen Problemen der an MS-Erkrank- 
ten widmen.

Bis zur Einberufung einer Delegier­
tenkonferenz wurde ein vorläufiger 
Vorstand gewählt. Hier zeigte es 
sich, wie ernst es den Anwesenden 
mit der Satzung ist, denn die über­
große Mehrheit der Vorstandsmit­
glieder sind MS-Erkrankte, so auch 
der Vorsitzende, Dr. S. Schöler, der 
diese Gründung initiiert hatte. Auch 
von staatlicher Seite wurde der Ver­
anstaltung Aufmerksamkeit ge­
schenkt, was sich in der Anwesen­
heit des Behindertenbeauftragten 
Rolf Barthel zeigte. Wir wünschen, 
daß sich die Hoffnungen und Wün­
sche der Betroffenen, die sie mit der 
Verbandsgründung verbinden, erfül­
len und eine erfolgreiche Arbeit ge­
leistet wird.

Die Mittel und Möglichkeiten des Peter Götze
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Erweiterter Aktionsradius
Der „MC für Versehrte" stellt sich vor

Gegründet wurde der „MC für Ver­
sehrte" im ADM der DDR Berlin im 
April 1986. Zur Zeit hat er 70 Mitglie­
der, darunter fünf Rollstuhlfahrer, 
mit 27 PKW, 16 DUO und 1 B-Krad. 
Wir führen monatliche eine Ver­
sammlung, jährlich 12-14 motortou­
ristische Ausfahrten und Dampfer­
fahrten, Besuche von Kulturveran­
staltungen u. a. m. durch. So fahren 
wir einmal im Jahr für mehrere Tage 
in ein Ferienheim. Zum Beispiel wa­
ren wir Anfang April 1990 in einem 
schönen Heim in Alt Reddewitz auf 
der Insel Rügen. Einen Tag davon 
nutzten wir zu einer Fahrt mit dem 
schwedischen Fährschiff „Trelle- 
borg" zum Fährhafen Trelleborg, 
Schweden.

Pokale und Urkunden 
für die Clubmeister

Auch der Motorsport kommt bei 
uns nicht zu kurz. Je zwei Wertungs­
läufe für DUO und PKW auf der 
Grundlage der Globalausschreibung 
„Ralley für Jedermann" und der Tur­
niersport stehen auf dem Programm. 
Mit Pokalen und Urkunden küren wir 
unsere Clubmeister. Ende 1989 
wurde uns bekannt, daß ebenfalls 
seit 1986 ein gleichartiger Club für 
Versehrte, der „MC Kontakt" in Leip­
zig existiert. Ein erstes direktes Tref­
fen gibt es am 10. Juni 1990 in Groß- 
Lübbenau.

Seit Jahren arbeiten zwei Sport­
freunde unseres Clubs bei der Wei­
ter- und Neuentwicklung von behin­

dertengerechten motorisierten Ver­
sehrtenfahrzeugen mit. Es würde 
viele Seiten füllen, den Kampf dieser 
beiden gegeri Unverständnis, Stur­
heit, Bürokratie und Arroganz bis in 
die jüngste Vergangenheit hinein zu 
beschreiben. Beide arbeiten aktiv im 
Behindertenverband mit.

Wie geht's weiter mit 
Versehrtenfahrzeugen?

In diesem Zusammenhang stellt 
unser MC die Frage: Wie geht es 
weiter mit der Versorgung auf moto­
risierte Fahrzeuge angewiesener Be­
hinderter? Aus der bisherigen DDR- 
Produktion - Trabant 1.1., Wart­
burg 1.3 - ist ja wohl nichts mehr zu 
erwarten - oder? Wer hilft bei der Fi­
nanzierung (Zuschuß, Kredit u. ä.)? 
Hier sind die Ministerien für Arbeit 
und Soziales und für Gesundheitswe­
sen gefordert.

Wer sich für unseren Club und un­
sere Arbeit interessiert, wende sich 
an Gerhard Schulz (Vorsitzender), 
Leopoldstr. 25, Berlin 1134, Tel.: 
2 46 24 59 oder Dieter Jansa (Ge­
schäftsführer) Pintschstr. 22, Berlin 
1034, Tel.: 4 39 95 96.

Dieter Jansa
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Zeitschrift 
für Angehörige und Freunde 
geistig behinderter Menschen

Möglichkeiten zum Lernen
Hinweie für Eltern zur Arbeit mit ihren Kindern
Im letzten Heft kündigten wir unter 
dem Motto „Auch unsere Kinder sol­
len Lesen und Schreiben lernen" Hin­
weise an, wie Eltern (und natürlich 
auch Erzieher) diesen Prozeß unter­
stützen können. Dazu nun zwei Bei­
spiele.

Zur Schulung der auditiven Diffe­
renzierungsfähigkeit (differenzier­
tes Hören)

Sicher wird es jedem Kind Spaß ma­
chen, Geräusche zu erraten, die mit 
alltäglichen Gebrauchsgegenstän­
den vorgeführt und dann, verdeckt, 
wiederholt werden. Ebenso gern er­
raten die Kinder beim Schütteln von 
gleich aussehenden Büchsen oder 
Schachteln, in denen zum Beispiel 
Bonbons, Bausteine oder metallische 
Dinge enthalten sind, den Inhalt.
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Ein anderes Spiel ist das Heraus­
hören von Wörtern aus einer Wort­
reihe. Man nennt dem Kind wahllos 
Gegenstände. Einen Gegenstand 
oder dessen Abbild hält das Kind in 
der Hand. Immer, wenn dieser Ge­
genstand genannt wird, soll es ihn 
bzw. das Bild hochhalten.

Es hilft den Kindern, wenn es die 
Sprachlaute mit einem Vorstellungs­
bild verbinden kann (Lok für Sch-, 
Biene für S-, Luftballon, aus dem die 
Luft entweicht, für F-). Wenn ein­
zelne Laute erkannt werden, ist es 
möglich, Bilder mit Dingen, die mit 
dem gleichen Laut beginnen, zu sam­
meln und das Kind darauf aufmerk­
sam zu machen.

Als nächstes kann man dann die 
Aufgabe stellen, Bilder, bei denen es 
am Anfang den betreffenden Laut 
hört, auszuwählen. Dabei können die 
Wörter noch einmal deutlich vorge­
sprochen werden. Mitunter schaffen 
die Kinder es auch bald, sich das 
Wort gesprochen vorzustellen. Dann 
finden sie die Lösung auch, ohne das 
Wort noch einmal gehört zu haben.
Zur Schulung der visuellen Diffe­
renzierungsfähigkeit (differenzier­
tes Sehen)
Wenn Eltern ihren Kindern etwas zei­
gen, sollten sie das immer auch 
sprachlich begleiten, indem sie auf 
die Teile des Gegenstandes oder we­
sentliche Merkmale oder Eigenschaf­
ten aufmerksam machen. So lernt 
das Kind, genauer hinzusehen und 
analytisch wahrzunehmen. Für das 
Erlernen der Schriftsprache ist au­
ßerdem das Wahrnehmen der Raum­
lage sehr wichtig. Eine gute Übung 
dafür ist das Anschauen von Bildern, 

wobei man feststellen läßt, was oben 
und unten, vorn und hinten, rechts 
und links zu sehen ist.

Um das Kind an die Schreibrich­
tung von links nach rechts zu gewöh­
nen, beginnt man auch heute beim 
Zeichnen von Reihenmustern und 
beim Zählen von Reihen immer von 
links.

Besonders gut geeignet für das 
Wahrnehmen von Richtungen ist das 
Legen von Gegenständen mit Stäb­
chen, z. B. Zäune, Schienen, Leitern, 
Zahnbürsten.

Um dem Kind nicht die Freude 
beim Lernen zu nehmen, erzwingen 
Sie nichts. Loben Sie es für richtige 
Lösungen und üben Sie nur solange, 
wie das Kind Lust hat. Falsche Ergeb­
nisse sollten Sie nicht bewerten, son­
dern zu einer leichteren Aufgabe 
übergehen, die das Kind wieder mit 
Erfolg kann.

Ursula Bürgel



Eine Tagesstätte im Aufbruch
Endlich bessere Möglichkeiten zur Betreuung in Köpenick

Seit 15 Jahren gibt es in Berlin-Köpe­
nick eine Tagesstätte, in der drei- bis 
elfjährige Kinder mit geistiger Behin­
derung gefördert werden. Seit fast 
genauso vielen Jahren leben wir dort 
mit Unzulänglichkeiten. Baulich un­
geeignet, schlecht zugänglich wegen 
hoher Eingangstreppe, zu wenig 
Räume, keine Möglichkeiten, Kinder­
wagen oder Rollstühle abzustellen 
usw. Deshalb konnten bisher auch 
noch nicht alle Kinder unseres Stadt­
bezirks, besonders die mit Mehrfach­
schädigungen, aufgenommen wer­
den.

Seit Jahren bemühen wir uns um 
ein neues Haus. Nun ist es endlich 
soweit — wir ziehen um: in eine Kin­
derkombination, zentral gelegen, 
schöne, helle Räume, auch für Roll­
stühle zugänglich, kindgerechte Sa­
nitäranlagen. Viele Gedanken, Vor­
stellungen, Wünsche können nun 
Wirklichkeit werden.

Nun können endlich alle Kinder 
aufgenommen werden, auch die mit 
Schwerst- und Mehrfachbehinderun­
gen, die einen erhöhten Pflegeauf­
wand benötigen. Es deuten sich zwei 
Abteilungen in unserem Haus an, 
zum einen zur Förderung und Betreu­
ung schwerstbeschädigter Kinder, 
zum anderen zur Förderung und Ver­
mittlung von Kulturtechniken, in 
Form einer Ganztagsschule für Gei­
stigbehinderte.

Viele Eltern können ihr behindertes 
Kind nicht unbeaufsichtigt lassen 
und haben dadurch sehr einge­

schränkte Freizeitmöglichkeiten. 
Deshalb wollen wir Übernachtungs­
möglichkeiten für unsere, eventuell 
auch für Kinder aus anderen Stadt­
bezirken, schaffen. Dazu sind natür­
lich genaue Absprachen und Anmel­
dungen nötig.

Falls es unsere Erzieherkapazität 
erlaubt und der Bedarf besteht, bie­
ten wir einen Hausbetreuungsdienst 
an. Dieser soll sich auf stundenweise 
Betreuung und Förderung behinder­
ter Kinder im Haushalt beschränken.

Die Kombination, die wir beziehen, 
besteht aus zwei Teilen. Wir werden 
den ehemaligen Krippenteil nutzen, 
nebenan ist ein Kindergarten. So er­
geben sich hier sehr günstige Bedin­
gungen für eine Integration unserer 
Kinder, eventuell für eine Integra­
tionsgruppe. Es gab bereits Abspra­
chen mit der Leiterin und den Kinder­
gärtnerinnen. Sie stehen unserem 
Anliegen sehr aufgeschlossen ge­
genüber. Natürlich ist hier Öffentlich­
keitsarbeit erforderlich und es bedarf 
auch der Zustimmung aller Eltern für 
einen solchen Schritt.

Auf einer Elternversammlung im 
März haben wir unser Konzept vorge­
legt und große Zustimmung von den 
Eltern erhalten. Alle Erzieher und 
Therapeuten (Logopädin, Physiothe­
rapeut, Musiktherapeut) freuen sich 
auf diesen „Aufbruch".

Erika Mager
Leiterin der Tagesstätte 

1170 Berlin, Puchanstraße
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Ferien im Heim „Seerose"
Neu seit dieser Woche ist die 
Ferienmöglichkeit für geistig Behin­
derte und ihre Familien im Heim 
„Seerose" bei Wünsdorf. Neu für 
DDR-Verhältnisse ist auch die Ver­
mittlung. Ein Service-Ring-Berlin 
(SRB) e.V. schloß mit dem Kreisreha­
bilitationszentrum (KRZ) Zossen im 
Bezirk Potsdam einen Vertrag dar 
über ab. Die Westberliner Organisa­
tion versteht sich als gemeinnütziges 
Dienstleistungszentrum unter ande­
rem für Behinderte. Die 30 Plätze für 
Urlaub oder auch nur mal ein Wo­
chenende werden je zur Hälfte an 
DDR- und BRD-Bürger vermittelt.

Pro Übernachtung sind 20 DM (für 
Kinder bis 14 Jahren die Hälfte) zu 
bezahlen. Im Vergleich zu bundesre­
publikanischen Preisen, so der Leiter 
der Westberliner Dienstleister, „sehr 
günstig". Viele von uns aus der DDR 
werden mit Blick auf gehabte Preise 
in Betriebs- und Gewerkschaftsfe­

rienheimen allerdings anders urtei­
len.

Denn inklusive ist bei den zwanzig 
harten Mark nur das Frühstück. Den­
noch darf man nicht vergessen, daß 
bisher nur sehr wenige Urlaubsange­
bote für Behinderte und ihre Ange­
hörigen existierten ... Wer sich für 
Heim „Seerose" anmelden möchte, 
kann das telefonisch über die Touri­
stik-Filiale des SRB in Berlin (DDR) 
unter 5 27 89 72 oder direkt im Heim 
über Wünsdorf 2 77 oder 3 45.

Schon für Rollis zugänglich ist ein 
Ferienobjekt bei Zwickau, für das das 
Kontakttelefon einer Mobil-Netz-Ar- 
beitsgemeinschaft vermittelt: Berlin 
(DDR) 2 49 43 44. Die Preise dort: Er­
ste Nacht 13,50 Mark, alle weiteren 
sieben Mark, dazu für gegenwärtig 
8,50 Mark drei Mahlzeiten pro Tag.

Helga Schönwald 
Der Artikel wurde mit freundlicher 
Genehmigung der „Jungen Welt" 
vom 9./10. 6. 1990 entnommen.

Hilfe zur Selbsthilfe
Spielmittel für behinderte und nichtbehinderte Kinder
Gute Förderung geistig oder mehr­
fach behinderter Kinder setzt den 
Einsatz geeigneter Spiel- und Hilfs­
mittel voraus. Der Bedarf daran 
konnte seit Jahren nicht gedeckt 
werden. Es ist auch fraglich, ob auf 
Grund der Spezifik der Behinderung 
industriell gefertigte Mittel für jedes 
Kind die günstigste Variante sind. 
Deshalb hat sich 1984 in Bernau un­

sere Gruppe PÄDAGOGIK UND 
FORM gebildet und erarbeitet seit­
dem Spielmittel für behinderte und 
nichtbehinderte Kinder.

Wir sind als Rehabilitationspäd­
agoge, Arbeitstherapeut, Gartenbau­
ingenieurin und Kindergärtnerin tä­
tig. Wichtig ist uns die interdiszipli­
näre Arbeit mit Institutionen, Ärzten, 
Pädagogen, Psychologen, Gestaltern
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und vor allen Dingen Eltern. Im Juli 
1989 zeigten wir unsere Exponate auf 
der Ausstellung „Womit spielt das 
behinderte Kind" im Berliner Fach­
krankenhaus Herzbergstraße. Die 
breite Resonanz, die wir dort bei El­
tern und Mitarbeitern erfuhren, 
machte uns Mut und zeigte uns, daß 
in diesem Bereich noch viel zu tun 
ist. Eine wichtige Aufgabe dabei ha­
ben die Elterngruppen, die ihren Be­
darf an speziellen Spiel- und Hilfs­
mitteln anmelden und mit durchset­
zen müssen.

Inzwischen gibt es eine Zusam­
menarbeit mit der Erfinderwerkstatt 
in Westberlin. Jeden Samstag arbei­
tet unsere Gruppe mit Eltern behin­
derter Kinder in dieser Werkstatt. 
Wir bringen unsere Erfahrungen ein 
und erhalten dort gute materielle 
Voraussetzungen, um individuelle 

Fahrzeuge für Behinderte zu bauen. 
Die ersten fahren bereits in der 
Tagesstätte in. Berlin-Treptow. Jetzt 
haben wir eine Serie von Zweisitzern 
begonnen, auf denen Behinderte und 
ihre Begleiter nebeneinander sitzend 
fahren können.

Grundanliegen unserer Gruppe ist 
es, vorhandene Erfahrungen immer 
wieder individuell auf das jeweilige 
Kind zuzuschneiden. Dies ist und 
bleibt dabei für uns ein Selbsthilfe­
projekt, denn der Marktwirtschaft 
werden wir kaum gewachsen sein. 
Eine ähnliche Selbsthilfewerkstatt, in 
der Eltern und Einrichtungen ihre In­
teressen anmelden und auch selbst 
zur Verwirklichung beitragen kön­
nen, stünde jeder Stadt gut zu Ge­
sicht.

Markus Obstück/Klaus Müller

Im Rehabilitationszentrum Berlin Buch
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Geschichte und Gegenwart
Rehabilitationszentrum Berlin-Buch

Es hat schon etwas Oasenhaftes, 
dieses Rehabilitationszentrum in Ber­
lin-Buch, wenn man vom stickigen 
Stadtzentrum in den wesentlich grü­
neren Stadtbezirk hineinfährt. Alte 
Bäume umsäumen die ehemalige Kli­
nik im parkähnlichen Objekt.

Das schloßartig gebaute Haus, die 
ehemalige Orthopädische Klinik, war 
um die Jahrhundertwende ein Heim 
für tuberkulosekranke Männer. Die 
unterschiedlichsten medizinischen 
Einrichtungen fanden dort im Laufe 
der Zeit einen Platz, bis dann 1954 
die Anfänge der Rehabilitation auf 
steinigem Wege beginnen sollten. 
Dieses heute größte Rehabilitations- 
Zentrum seiner Art in der DDR be­
gann damals mit einer ersten Zusatz­
ausbildung von Masseuren zu Kran­
kengymnasten, dem Aufbau einer Ar­
beitstherapie-Abteilung und der 
Durchführung eines ersten Ferienla­
gers für geschädigte Kinder.

Berufsausbildung begann 1960
1960 wurde dann die Orthopädi­

sche Klinik von der gesamten Ein­
richtung getrennt, und es entstand 
das Krankenhaus für Orthopädie und 
Rehabilitation. Man begann mit der 
Berufsausbildung sehr schwer ge­
schädigter Jugendlicher, die auf 
Grund der notwendigen medizini­
schen Betreuung nicht in ein Rehabi­
litationszentrum herkömmlicher Art 
für die Berufsausbildung Körperbe­
hinderter aufgenommen werden 
konnten.

Einige Jahre später wurde hier der 
Handradwagen - der Rollstuhl mit 
Greifreifen - entwickelt. Und das 
war der erste Schritt zur Bildung ei­
ner Abteilung Technische Hilfen. 
Heute existiert diese Abteilung als 
ein eigenständiger Teil des Zen­
trums. Hier werden nicht nur Rehabi­
litationshilfen angepaßt und weiter­
entwickelt, sondern die Patienten 
werden auch beraten, und man ist 
bemüht, für jeden die beste Lösung 
zu finden. Gleichzeitig konnte eben­
falls eine erste geschützte Werkstatt 
eingerichtet werden. Hier erfolgt die 
Rehabilitation solcher behinderter 
Menschen, die trotz Vorbereitung in 
einer Arbeitstherapie noch nicht in

Prof. Dr. med. Christa Seidel
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Betriebe aufgenommen werden kön­
nen.

Die Abteilung der Rehabilitations­
werkstätten umfaßt heute die ver­
schiedenen Werkstätten, die Ergo- 
diagnostik, die berufsvorbereitende 
Rehabilitation und die Heimarbeiter­
betreuung. Es werden beispielsweise 
80 bis 85 Heimarbeiter betreut, d. h., 
sie, die die Wohnungen nicht verlas- 

zur Umwelt zu haben. In der berufs­
vorbereitenden Reha werden Ju­
gendliche bis etwa 14 Jahre z. B. als 
Facharbeiter für Schreibtechnik oder 
Wirtschaftsleute ausgebildet bzw. zu 
einfachen Hilfsarbeiten befähigt. 
Das allerdings wird von den Anforde­
rungen der verschiedenen Betriebe 
beeinflußt, die ihre Arbeitskräftevor­
stellungen an die Einrichtungen her-

Es sieht wie Spiel aus, ist aber Teil systematischer Rehabilitation

sen können, werden nicht nur mit Ar­
beitsmaterial versorgt, sondern so­
weit wie möglich auch kulturell be­
treut. Das ist wohl ganz besonders 
wichtig, damit auch diesen Men­
schen das Gefühl gegeben werden 
kann, einbezogen zu sein, Kontakte 

antragen sollen. Man kann gerade 
hier für die Zukunft nur hoffen, daß 
auch für die behinderten Mitbürger 
Platz zum Leben und Arbeiten bleibt 
und sie nicht gänzlich durch „voll­
wertige" Arbeitskräfte aus dem Heer 
der Arbeitslosen verdrängt werden.
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Ein paar Zukunftsängste gibt es da 
schon. Vergleicht man die Zahl der 
arbeitslosen Behinderten mit der der 
arbeitslosen Nichtbehinderten in der 
BRD (für die DDR gibt es solche offi­
ziellen Zahlen noch nicht), dann stellt 
man fest, daß es doppelt so viele Ar­
beitslose bei den behinderten Men­
schen gibt, jeweils prozentual auf die 
Gesamtmenge gesehen.

Zwei weitere Eckdaten sollten aus 
der bewegten Geschichte des Zen­
trums noch genannt werden: 1980, 
da wurde die Klinik für Rehabilitation 
zum Rehabilitationszentrum und da­
mit zur Leiteinrichtung des Ministe­
riums des Gesundheitswesens und 
1988, da erfolgte die Inbetriebnahme

Physiotherapeutische Behandlung gehört ebenso wie Sport, Spiel und 
Lernen zum Tagesablauf in Berlin-Buch
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des Neubaus, der z. Z. alle Aufgaben­
bereiche der alten Klinik übernom­
men hat, die jetzt rekonstruiert und 
umgebaut wird.

Dieses zwölf große Arbeitsberei­
che umfassende Zentrum verfügt 
über große Möglichkeiten der Reha­
bilitation und vor allem über ein mit 
viel Engagement arbeitendes Perso­
nal. So kann die Direktorin des Zen­
trums, Frau Prof. Seidel, mit Stolz da­
von sprechen, daß die vorjährige 
Ausreisewelle keine Lücken gerissen 
hat: „Wer hier anfängt, der geht ent­
weder im ersten halben Jahr oder er 
bleibt für immer." Das spricht für die 
Arbeitsatmosphäre. Es könnten viele 
beispielgebende Dinge, gerade was 
die Betreuung im Rahmen des Mögli­
chen (auch dort können nur die vom 
Staat zugeschossenen finanziellen 
Mittel verbraucht werden) angeht, 
genannt werden, aber es ist völlig 
unverständlich, wie das erwähnte 
neue Gebäude (1988 fertiggestellt) 
so unbedacht gebaut werden konnte. 
Dieses Haus wurde für eine künftige 
Bestimmung als Pflege- und Thera­
pieeinrichtung des Reha-Zentrums 
konzipiert. Wie kann es da sein, daß 
Balkone so schmale Türen haben, 
daß Rollstuhlfahrer sie nicht nutzen 
können. Haben diese sich dann doch 
unter Mühen hinausgezwängt, müs­
sen sie feststellen, daß die Brüstung 
zu hoch ist. Das sind bedauerlicher­
weise nur Beispiele einer nicht rich­
tig überlegten Konzeption.

Die Betroffenen fühlen sich natür­
lich nun doch nicht wie im Paradies. 
Man wäre schon zufrieden, denn die 
Schwestern und Ärzte sind nett, man 
gibt sich viel Mühe. Und je nach 

Grad der Schädigung gibt es vielfäl­
tige Programme der Rehabilitation. 
Da fängt es mit dem Sportplatz und 
der Schwimmhalle an, geht über die 
Sauna zur Prothesenbetreuung und 
-anfertigung söwie verschiedene Ar­
beitstherapien bis hin zu den klini­
schen Abteilungen. Alle Abteilungen 
sind natürlich auch von ambulanten 
Patienten zu benutzen. Aber der eine 
oder andere Patient, der lange oder 
gar sehr lange Zeit in Berlin-Buch 
verbringt, fühlt sich kulturell doch 
vernachlässigt. Ist der Tag mit den 
unterschiedlichsten Behandlungen 
und Arbeiten am frühen Nachmittag 
beendet, beginnt meist die Lange­
weile. Sicher auch ein Personal- und 
Finanzproblem, vielleicht läßt es sich 
in Zukunft lösen.

Kerstin Dornig
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60,42 M aus Walkendorf
Zu der vom Deutschlandsender initi­
ierten Spendenaktion „Reisen Behin­
derter nach Schweden" erreichten 
uns viele Spenden und Zuschriften. 
Unter anderem von der Klasse 4 aus 
Walkendorf, deren Schüler sich viel 
Mühe gaben und dem Deutschland­
sender in kleinen Briefchen jeder ein­
zeln schrieben. Stellvertretend für 
alle der oben gezeigte Brief von Chri­
stiane Dreyer, dessen Text lautet: 
„Wir sind Schüler der Klasse 4 aus 
Walkendorf und möchten Ihr Vorha­
ben, behinderten Menschen eine 
Freude zu bereiten, unterstützen. Wir 

überweisen 60,42 M auf Ihr Konto. 
Gemeinsam mit unserer Lehrerin ba­
stelten wir viele kleine Osterge- 
schenke, die wir anschließend für 
wenig Geld in der Schule verkauften. 
Mit viel Mühe und Sorgfalt fertigten 
wir:
kleine Körbchen, 
gelbe Kücken aus Suralin, 
Ostereier aus vielen Süßigkeiten, 
Apfeltaschen, 
bemalte Eier, 
gefärbte Ostereier an.

Mit dem Titel: „Hier kommt Kurt" 
möchten wir alle Behinderten grüßen 
und ihnen einen schönen Aufenthalt 
in Schweden wünschen.

Christiane Dreyer 
Walkendorf, 2051

*

Eisenbahnfähren für 
Rollstuhlfahrer
Eisenbahnfahrten sind für Rollstuhl­
fahrer immer noch ein Problem. Hat 
man einen Zimmerrollstuhl, so wird 
man mit diesem manuell in den Pack­
wagen gehoben und kann die Fahrt 
als Stückgut fortsetzen. Mit einem 
Elektrorollstuhl ist das nicht möglich. 
Man sagt uns, es gäbe auf den Bahn­
höfen Hebegeräte. Aber welcher 
Rollstuhlfahrer ist in der Lage, in 
Windeseile an so ein Gerät heranzu­
kommen, besonders wenn er ohne 
Begleiter ist? Nun, es gibt ihn ja, den 
„Spezialwaggon für Behinderte". Nur 
die hydraulische Hebevorrichtung 
wurde einfach vergessen!

Wir haben doch auf dem Kongreß 
in Berlin gesehen, daß es Busse mit 
einer derartigen Einrichtung gibt.
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Also warum nicht auch für Eisen­
bahnwaggons? Ich denke, wir müß­
ten auch bei diesen Verkehrsproble­
men einmal weiterkommen. Ich 
möchte mich gern dafür einsetzen.

Oskar Hädrich
Stendal

*

Herzlosigkeit ohne Beispiel
Ich bin 54 Jahre alt, Invalidenrentne­
rin seit 1. Mai 1982 und an beiden 
Hüften operiert. Aber die rechte 
Seite ist und bleibt zu schwach, so 
daß ich keine öffentlichen Verkehrs­
mittel allein benutzen kann. Wir ha­
ben eine Altbauwohnung mit Außen­
toilette, und nehmen Sie mal alle 
zwei Stunden ein Schmerzzäpfchen, 
da wissen sie nicht, wie sie neun 
Treppen tiefer kommen. Ich bin oft 
die Treppen heruntergerutscht, ■ um 
auf die Toilette zu kommen. Vom 
Wohnungsamt erfuhr ich, daß ich 
auf der Dringlichkeitsliste stehe, 
aber für 1990-1991 sei es zwecklos 
nachzufragen. Man könnte mir keine 
Hoffnung machen, daß ich mit dran 
komme. Nun kommt noch dazu, daß 
mein Mann schon mal einen Schlag­
anfall hatte und an Durchblutungs­
störungen im Gehirn leidet. So sitze 
ich mitunter zwei, drei oder vier Tage 
im ungeheizten Raum, weil er keine 
Kohlen geholt hat. Ich kann kein 
Feuer machen, keine Wäsche auf­
hängen, dehnen und bücken geht 
überhaupt nicht, keinen Dreckhaufen 
aufkehren, keine Hausordnung ma­
chen, keine Fenster putzen, keine 
Gardinen wechseln, keine schwere 
Tasche hochtragen in den zweiten 

Stock, keine Türen säubern, keine 
Füße waschen, keine Nägel 
schneiden, manche Tage auch keine 
Strümpfe anziehen.

Anita Hergesell
Dresden

Es ist unglaublich, unter welchen 
Bedingungen gerade Behinderte le­
ben müssen. Um eine schnelle Bes 
serung der Situation zu erreichen, 
empfehlen wir unserer Leserin, sich 
an den Dresdner Behindertenver­
band zu wenden, um einen Sozial­
dienstleistenden als Helfer zu erhal­
ten und Unterstützung im Ringen um 
eine behindertengerechte Wohnung 
zu geben.

*

Keine Vereinnahmung
Verbandsaufbau, Berichterstattung 
und Präsenz sind wichtig, noch wich­
tiger ist jedoch eine wirksame Hilfe 
für Behinderte. Damit, so meine ich, 
kann nach zwei oder drei Monaten 
noch nicht in großem Umfang ge­
rechnet werden, auch wenn es viel 
Ungeduld und Nachzuholendes gibt. 
Die Zeit seit der Verbandsgründung 
und sicherlich noch die nächsten 
Jahre werden — auch für den Behin­
dertenverband - in vielerlei Hinsicht 
eine Lehrzeit sein. Neben dem si­
cherlich wichtigen Organisationsauf­
bau - einschließlich der Schaffung 
materieller Voraussetzungen - darf 
Ziel und Zweck des Verbandes nicht 
weniger intensiver verfolgt werden. 
Von allen Behinderten, ob aktive Mit­
streiter oder Mitglieder des Verban­
des, sind Engagement und Solidar- 
verhalten gefordert. Große Probleme



bei einer erfolgreichen Gestaltung 
der Arbeit des Behindertenverban­
des sind zu bewältigen. Das sind, aus 
meiner Sicht’, unter anderem:
- Unerfahrenheit in der Interessen­
vertretung für eine Gemeinschaft.
- Verständliche, aber oft die Allge­
meinentwicklung hemmende, Priori­
tät der persönlichen Probleme.
- Fehlende Kenntnis der bestehen­
den und der ab 1. Juli 1990 in zuneh­
mendem Maße Anwendung finden­
den gesetzlichen Regelungen (Behin­
dertenrecht).
- Behinderungsbedingte Schwan­
kungen bei der Kontinuität der Ar­
beit.
- Fehlende technische Vorausset­
zungen in den unteren Organisa­
tionsebenen für eine den Erfordernis­
sen entsprechende Information, 
Kommunikation und Mobilität.
- Die Entwicklung von eigenen, auf- 
die territorialen Belange konzentrier­
ten Initiativen.

Das in den letzten Jahrzehnten be­
wußt (von oben) erzeugte Gefühl der 
Arbeit und Fürsorge muß durch ei­
gene Aktivitäten der Behinderten, ih­
rer Freunde und Helfer ersetzt wer­
den. Zugegeben, es ist nicht leicht, 
die vielfältigen Arbeiten selbständig 
mit der erforderlichen Sachkompe­
tenz zu bewältigen. Jede Hilfe, die 
dem Aufbau eines eigenständigen, 
selbstbewußten, geachteten und be­
achtenswerten Behindertenverban­
des dienlich ist, sollte mit Bedacht 
und Weitblick in Anspruch genom­
men werden. Dabei sind einige wich­
tige Dinge meiner Meinung nach un­
bedingt zu beachten.

Als erstes ist die in der letzten Zeit 

allgemein aus der BRD angebotene 
und z. T. bereits geleistete Hilfe zu 
nennen. Oft wird unter dem Titel ei­
ner Zusammenarbeit ein hoher Preis 
gefordert - die Selbständigkeit unse­
res Verbandes. Es ist leicht, das Defi­
zit an Erfahrungen bei der organisa­
torischen Arbeit und das Fehlen von 
technischen Hilfsmitteln durch Spen­
denempfang auszugleichen. Es ist 
sehr schwer, sich als Gegenleistung 
nicht vereinnahmen zu lassen.

Traditionelle Behindertenorganisa- 
tionen in der BRD sind in besonde­
rem Maße jetzt, in der Phase des 
Verbandsaufbaus, sehr aktiv, um auf 
diese Art ihr Mitgliedervolumen auf­
zufüllen. Kooperationsvereinbarun­
gen, die nach der Einheit Deutsch­
lands zu einer Übernahme der DDR- 
Organisation führen, sind ein Bei­
spiel dafür.

Eine weitere Seite der Hilfe sehe 
ich in einer kooperativen Zusammen­
arbeit mit kirchlichen Einrichtungen 
aller Konfessionen. In diesen Stätten 
der Hilfe für Behinderte wurden in 
den letzten Jahrzehnten wesentliche 
Beiträge zur Betreuung Behinderter 
aller Schädigungsformen geleistet. 
Diese Erfahrungen gilt es zu nutzen. 
Die gesellschaftlichen Entwicklun­
gen in der DDR sind gegenwärtig 
von einem beängstigenden Tempo 
bestimmt. Alle notwendigen Ent­
scheidungen in der Arbeit des Behin­
dertenverbandes fallen nicht leicht, 
sollten jedoch immer unter dem 
Aspekt der Hilfe für Behinderte und 
dem Aufbau eines starken Behinder­
tenverbandes getroffen werden.

Entscheidungen zu weitreichenden 
Kooperationen, Zusammenschlüssen
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oder Beitritten zu etablierten Organi­
sationen der BRD sollten jedoch bis 
zur Vereinigung beider deutscher 
Staaten vertagt werden.

Lothar Brüning
Teltow

*

Unterschenkelamputiert 
als Kriegsfolge
Beispiel: Seit 45 Jahren unterschen­
kelamputiert, Körperschaden 50 Pro­
zent, schwerbeschädigt. Steuerer­
mäßigung und Sitzplatz - das war al­
les, was ein Kriegsversehrter bisher 
hatte. Eine gewisse Ausgleichsrente? 
Fehlanzeige. Der Rentenanspruch 
geht erst bei 66 2/3 Prozent los.

Es gibt bei uns eine Kriegsbeschä­
digtenrente. Solange einer berufstä­
tig ist, bekommt er 3/10 gezahlt. 
Wenn er die Altersgrenze erreicht, 
fällt das weg, sofern die Altersrente 
auch nur 5 oder 10 Mark höher liegt. 
Kein Ausgleich wie beispielsweise 
bei Unfallrentnern.

In den letzten Monaten haben Be­
troffene Eingaben an den FDGB und 
an das zuständige Ministerium ge­
macht. Lapidare Antwort: Man 
werde die anteilmäßige Weiterzah­
lung der KB-Rente bei einer künfti­
gen Rentenreform prüfen. Doch 
eben nur bei einer Schädigung von 
mehr als 66 2/3 Prozent.

Was aber ist mit denen, die „nur" 
30 oder 50 oder 60 Prozent Körper­
schaden haben? Sie gehen leer aus, 
weil sie in unseren bisherigen Geset­
zen gar nicht vorkommen. Es ist 
schon hart, ein Leben lang mit Pro­
these gelaufen zu sein, meist unter 

Schmerzen, immer gearbeitet zu ha­
ben, oft nicht im erlernten Beruf, Ein­
kommenseinbußen hingenommen zu 
haben. Und im Alter, bei der Rente, 
zählt das alles nicht.

Da die Kriegsbeschädigten nach 
Erreichen der Altersgrenze eben nur 
„alt" sind, ist es uns bisher auch 
nicht gelungen, von den Versiche­
rungsträgern Auskunft über die Zahl 
der Betroffenen (Anspruchsberech­
tigten) zu erhalten.

Wir möchten nun als Interessenge­
meinschaft Berlin/Brandenburg der 
Kriegsversehrten in Selbsthilfe. ver­
suchen, uns einen Überblick zu ver­
schaffen, und bitten alle Kriegsbe­
schädigten ab 30 Prozent anerkann­
tem Körperschaden, sich zu melden. 
Wenn die D-Mark bei uns Einzug 
hält, ist es wichtig, um seine Ansprü­
che zu wissen und sie gemeinsam 
durchzusetzen. Es geht uns auch um 
die Versorgung der Pflegepersonen 
und Hinterbliebenen, die bisher im 
Abseits standen. Also: Schreiben an 
Geschäftsstelle des Behindertenver­
bandes Berlin, Märkisches Ufer 28, 
Berlin 1026, Kennwort Kriegsbeschä­
digte.

Kindling, Bogdanski

*

Schläft die KWV?
Wir wohnen seit über einem Jahr in 
Hellersdorf, in einem Neubau direkt 
an der U-Bahn, der im Erdgeschoß 
zwei versehrtengerechte 3-Raum- 
Wohnungen hat. Seit Oktober ist 
nun eine dieser Wohnungen leer, 
weil die ehemaligen Mieter es vorzo­
gen, gen Westen zu ziehen.
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Es führte bis heute kein Weg zur 

Nutzung dieser Wohnung, obwohl 
wir aus persönlichen Kontakten zu 
Behinderten wissen, daß solcher 
Wohnraum rar ist. In der Wohnung 
befindet sich kein Eigentum der Vor­
mieter mehr, sondern die Wohnung 
wurde von Einbrechern bzw. Ver­
wandten geplündert und ist leider in 
einem sehr unordentlichen Zustand.

Thomas Raths
Berlin

Unser Leser hat sowohl die KWV, 
den Rat des Stadtbezirks Berlin-Hel­
lersdorf als auch den Oberbürger­
meister von Berlin auf diese leerste­
hende Wohnung aufmerksam ge­
macht. Doch bisher hat sich nichts 
getan. DIE STÜTZE wird diesem Fall 
nachgehen und feststellen, warum 
diese Wohnung so lange ungenutzt 
bleibt.

Noch eine neue 
MS-Kontaktgruppe
Nachdem am 3. März 1990 der DDR- 
Verband der Deutschen Multiple 
Sklerose Gesellschaft und am 
30. April 1990 der Landesverband 
Berlin-Brandenburg gegründet wur­
den, haben wir am 22. Mai 1990 un­
sere MS-Kontaktgruppe von Hohen­
schönhausen ins Leben gerufen. Wir 
möchten zugleich anderen Betroffe­
nen Mut machen, weitere Gruppen 
zu gründen.

Bei der Gründung des Landesver­
bandes Berlin-Brandenburg wurde 
von den Delegierten beschlossen, 
daß dieser Verband unter dem Dach 
des Behindertenverbandes tätig 
wird. So haben auch wir uns vorge­
nommen, daß unsere neugegründete 
Gruppe Mitglied des Behindertenver­
bandes wird und mit dessen Basis­
gruppe im Stadtbezirk zusammenar­
beitet. Im August wird durch den Be­
hindertenverband in Hohenschön­
hausen ein Kommunikationszentrum 
eröffnet werden, auch hier sehen wir 
vielfältige Anknüpfungspunkte.

In unsere Kontaktgruppe möchten 
wir alle MS-Betroffenen des Stadt­
bezirks einbeziehen - auch diejeni­
gen, die das Haus kaum verlassen 
können oder die im Pflegeheim le­
ben. Das wird am Anfang nur durch 
Besuche oder telefonische Kontakte 
möglich sein, aber wir werden uns 
bemühen, noch bessere Möglichkei­
ten zu finden. Wer kann uns seine Er­
fahrungen dazu mitteilen?

Gisela Lehmann
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Betreuungshilfe Förderungsfähiger e.V.
Können Sie sich vorstellen, ein Kind 
zu haben, daß nie erwachsen wird, 
daß Sie abends noch einen Betreuer 
für Ihren Sechzehnjährigen brau­
chen? Können Sie sich denken, wie 
wenig Leute abends diese Kinder be­
treuen? Wir wissen es. Wir wissen, 
daß Eltern dieser Kinder in die Isola­
tion geraten, einfach weil keiner da 
ist. Unser Verein möchte diese Eltern 

entlasten! Wir wollen schrittweise 
zunächst geeignete Räume finden, 
sie für unsere Zwecke herrichten und 
ausstatten und die Abendbetreuung 
in diesen beginnen. Dazu brauchen 
wir Ihre Unterstützung. Hilfsmöglich­
keiten gibt es viele, z. B. als Förder­
mitglied! Kontakt: A. Liers, postla­
gernd, Berlin, 1134

Einrichtung für Behindertentransporte
Unter der Bezeichnung JUHBO 
GmbH wurde in Berlin eine private 
Firma gegründet, die Behinderten­
transporte im Stadtgebiet und in der 
Berliner Umgebung durchführt. Die 
JUHBO GmbH arbeitet mit dem SER­
VICE-RING-BERLIN e.V. zusammen 
und bietet u. a. Stadtrundfahrten in 
beiden Teilen Berlins und durch Pots­
dam an. Es ist möglich, Kremserfahr­
ten für Behinderte in die Müggel- 
berge, zum Müggelsee sowie nach 
Ahrensfelde zu bestellen. Darüber 

hinaus werden Tagesfahrten mit Kfz 
in die Ruppiner Schweiz, nach 
Rheinsberg, nach Potsdam-Sans­
souci sowie zum Ferienheim „See­
rose" in Wünsdorf organisiert. Das 
originelle Markenzeichen der JUHBO 
ist ein Känguruh mit Lenkrad.

Behindertentransporte und Tages­
fahrten für Behinderte und Betreuer 
können unter der Rufnummer 
5 27 89 72 in Anspruch genommen 
werden. Kontaktadresse: Baus­
dorfstr. 43, Berlin 1144

Reisen mit der Bundesbahn
Die Wirtschafts-, Währungs- und So­
zialunion bringt auch eine verstärkte 
Reisetätigkeit behinderter Menschen 
mit sich. Ein wertvolles Informations­
mittel ist der von der Deutschen Bun­
desbahn herausgegebene „Reisefüh­
rer für unsere behinderten Fahrgä­
ste". Er gibt Auskunft über Fahrver 
günstigungen im Bereich der Deut­
schen Bundesbahn, nützliche Tips 

für die Reisevorbereitung, zur Platz­
reservierung, Service-Leistungen für 
Behinderte u. a. m.

Der Reiseführer enthält ein Ver­
zeichnis von 430 Bahnhöfen mit einer 
Übersicht der Zugänge, eingerichte­
ten Kontaktstellen für Behinderte 
und deren Besetzungszeiten, über 
vorhandene Hilfsmittel und Einrich­
tungen für Rollstuhlfahrer. Hinzu
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kommt eine (leider veraltete) Liste 
von Städten, die „Stadtführer für Be­
hinderte" anbieten. Diesen „Stadt­
führern für Behinderte" ist zu entneh­
men, ob, zu welchen Tageszeiten 
und unter welchen Bedingungen Be­
hindertenfahrdienste im jeweiligen 
Stadtbereich in Anspruch genom­
men werden können. Stadtführer für 
Behinderte sind bei den einzelnen 
Sozial- bzw. Verkehrsämtern der 
Städte zu erhalten.

Der „Reiseführer für unsere behin­
derten Fahrgäste" ist bei den Fahr­
kartenausgaben der Deutschen Bun­
desbahn, bei DB-Agenturen und DB- 
Verkaufsstellen erhältlich. Herausge­
ber ist die „Zentralstelle Absatz" der 
Bundesbahnzentrale in D-6500 
Mainz.

Dr. Rudolf Turber

Kinderland am Werbellinsee
Das „Kinderland am Werbellinsee" 
liegt etwa 50 Kilometer nordöstlich 
von Berlin im Landschaftsschutzge­
biet Werbellinsee-Crimnitzsee. Es 
umfaßt eine Fläche von 320 Hektar.

Zur Einrichtung gehören 12 Kinder­
wohnhäuser, eine Schule, eine 
Schulsporthalle, ein Bungalowlager, 
drei Gebäude zur Freizeitgestaltung, 
eine Spielanlage am Strand, ein 
Strandcafe, eine Badeanlage, Touri­
stenlager, Zoo, Freilichtbühne, Ke­
gelbahn, Computerkabinett, Büche­
rei, Ambulanz sowie ein Schiff. Das 
„Kinderland am Werbellinsee" ist of­
fen für alle Kinder zwischen 10 und 
14 Jahren, unabhängig von Weltan­
schauung und religiöser Orientie­
rung.

Es ist eine nationale und internatio­
nale Begegnungsstätte. Aufgenom­
men werden vor allem geschlossene 
Gruppen der fünften bis siebenten 
Klassen aus ökologisch belasteten 
Gebieten für Aufenthalte von etwa 
23 Tagen, behinderte und elternlose 

Kinder der fünften bis siebenten 
Klassen für etwa 23 Tage, geschlos­
sene Gruppen der vierten bis sieben­
ten Klassen für drei bis fünf Tage, Ar­
beitsgemeinschaften, Interessenge­
meinschaften, Spezialistengruppen 
der vierten bis siebenten Klassen 
während der Ferienzeiträume im 
Schuljahr.

Möglich ist auch die Gestaltung ei­
nes Familienurlaubs, besonders für 
Familien mit behinderten Kindern 
und kinderreiche Familien. Im Juli/ 
August wird ein Internationales Som­
mercamp durchgeführt.

Aber - eine solche Einrichtung 
braucht auch Geldgeber. Kann, muß 
sich das der Staat für die Kinder lei­
sten? Wir brauchen die Öffentlich­
keit.

Die Berliner Zeitung vom 2. Juni 1990 
meldete, daß mit dem Ministerium 
für Finanzen ein Konsens darüber be­
steht, daß die jährlichen Kosten be­
reitgestellt werden.
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Zukunft der Jugendweihe
Jugendweihe aus heutiger Sicht hat 
den bitteren Beigeschmack parteipo­
litischer Propaganda der einstigen 
Partei- und Staatsführung. Darüber 
zu reflektieren, wie es war, hieße je­
doch, Zeit und Papier zu verschwen­
den. Wie wird die Zukunft aussehen?

Auf diese und andere Fragen fan­
den der am 9. Juni 1990 im Haus des 
Lehrers in Berlin gegründete Zentral­
vorstand der Interessenvereinigung 
Jugendweihe e. V. und die gelade­
nen Delegierten von Parteien, Orga­
nisationen und Bewegungen eine 
weiterweisende Antwort. Auf der Ba­
sis strikter Freiwilligkeit wird die Teil­
nahme zukünftig an keine Weltan­
schauung, Religion, Nationalität, 
Staatsangehörigkeit, ethnische Ge­
meinschaft und politische Organisa­
tion gebunden sein. Unabhängig von 
der Entwicklung unseres Landes soll 

die Jugendweihe junge Menschen in 
das demokratische und humanisti­
sche Anliegen aller gesellschaftli­
chen Kräfte integrieren. Statt der bis­
her üblichen zentralen Organisation 
und Themenvorgabe für die Vorbe­
reitungsveranstaltungen werden nun 
regionale Themen, Probleme und An­
liegen mit den Jugendlichen abge­
stimmt und besprochen.

Mit der Teilnahme des Behinder­
tenverbandes der DDR e.V. an der 
Arbeit des Zentralvorstandes der In­
teressenvertretung Jugendweihe set­
zen wir uns dafür ein, auch Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderun­
gen einen solchen würdigen Rahmen 
zu bieten. Wir wollen auch hier unser 
Ziel, die Integration von Menschen 
mit Behinderungen in allen Berei­
chen, verwirklichen.

Christian Schröder

Familienurlaub in Ungarn
Familien mit behinderten Angehöri­
gen können bei einer Busreise in der 
Zeit vom 20. September bis 9. Okto­
ber 1990 im Thermalbad Tiszakecske 
an der Theiß Urlaub machen. Gebo­
ten werden u. a. freier Eintritt in die 
Thermalhalle, Unterbringung in 
schmucken Ferienhäusern, drei Halb­
tagsausflüge, Zwischenübernach­
tung auf der Hin- und Rückfahrt in 
Passau, eine kleine Stadtrundfahrt in 
Wien, deutschsprachige Reiselei­
tung. Die Abfahrtsorte sind Lüb­
becke, Hannover, alle Autobahnrast­

stätten entlang der A7 sowie Berlin 
(Ost). Der Preis pro Person inklusive 
Vollpension und Programm beträgt 
DM 1 180,-. Anmeldungen können 
bis zum 31. Juli bei der Gemeinnützi­
gen Gesellschaft für Soziale Dienste 
m.b.H., Kennwort: Urlaubsreise, 
PF 1427, D -2160 Stade, mit Hinwei­
sen über die Art der Behinderung 
und über den Ort des Zusteigens er­
folgen. Bedingung der Teilnahme 
sind ein Faltrollstuhl (Beförderung 
von E-Rollstühlen nicht möglich) so­
wie ein Begleiter.
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^artHetüetmittluHg
für gesunde und 
behinderte Menschen

Inh. H. Jung

Kontaktanschrift
P-Service • PSF 34 
9044 Chemnitz 
(Zuschriften in Punktschrift 
und auch Kassette möglich)

Geschäftsstelle
Karl-Liebknecht-Straße 19
Haus der Verbände (Galerie) 
9001 Chemnitz

Öffnungszeiten Dienstag und Donnerstag 9—12 und 13—18 Uhr 
(für Rollstuhlfahrer zugdnglg)

Individuelle Beratungsgespräche sind möglich

Helfen ist unser 
Handwerk

Dazu kommen wir ins Haus

Rollstuhl-Service
Lichtenauer Straße 42/44 
Berlin-1092
Tel.: 55 445323

Vertrieb und Reparatur 
von Rollstühlen und 
Reha-Mitteln

Vertragspartner von
Meyra - Ortopädia - DOW

Lieferant der 
Krankenkassen/ 
Versicherungen

Kontaktsuche
Kaufmann (Westberliner), 1,78 m, 
möchte wieder eine Zweisamkeit mit 
netter, kulturell interessierter, bein­
amputierter Dame ab 36 J. aufbauen. 
Bildzuschriften (zurück) unter Chif­
fre-Nr. 001, DIE STÜTZE, Neue 
Grünstr. 18, DDR - Berlin, 1020.

An unsere Leser!
„DIE STÜTZE" kostet pro Heft 
1 DM zuzüglich 0,70 DM Postgebüh­
ren, so daß im Einzelabonnement 
1,70 DM zu zahlen sind. Bei Sam­
melbestellungen verringern sich die 
Zustellkosten.

Das Inkasso erfolgt über Abbu­
chungsauftrag von Ihrem Konto. 
Bitte benutzen Sie die beiliegende 
Postkarte zur Bestellung und Voll­
machterteilung. Das Inkasso er­
folgt vierteljährlich.

/


